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21 Demokratie und Sozialstaat

Eine der Grundlagen der Akzeptanz der Demokratie in Deutschland ist der Sozialstaat.
Unter den Bedingungen der Globalisierung wird der Sozialstaat in Deutschland wie
auch in allen anderen europ�ischen Demokratien eingeschr�nkt. Gleichzeitig gibt es in
Deutschland noch das besondere Problem der »inneren Einheit«. Wie steht es damit
eineinhalb Jahrzehnte nach der Vereinigung: Ist die politische Gemeinschaft der Deut-
schen inzwischen integriert oder immer noch gespalten?

21.1 Akzeptanz der Staatsform
der Bundesrepublik Deutschland

Das wichtigste Merkmal einer politischen Gemeinschaft ist die Akzeptanz der Staats-
form, die im eigenen Land existiert: Je grçßer diese Akzeptanz und je geringer die
Differenzen zwischen Bevçlkerungsgruppen, desto integrierter ist eine politische Ge-
meinschaft.

Noch im Jahr 2000 gab es betr�chtliche Unterschiede zwischen West- und Ostdeut-
schen. Im Osten war die Einsch�tzung der Demokratie in Deutschland deutlich
schlechter als im Westen (vgl. Tab. 1). Diese Unterschiede haben sich 2005 weiter

Tab. 1: Demokratie als Staatsform, 2000–2005

West Ost

2000 2005 2000 2005

in %

»Die Demokratie in Deutschland ist die beste Staatsform.« 80 71 49 38
»Es gibt eine andere Staatsform, die besser ist.« 9 17 27 41
»Die Demokratie ist die beste Staatsform.« 92 85 78 64
»Es gibt eine andere Staatsform, die besser ist.« 3 6 8 22

Datenbasis: Konsolidierung der Demokratie in Mittel- und Osteuropa 2000; B�rger und Gesellschaft 2005.

versch�rft. Es gibt im Osten inzwischen sogar eine relative Mehrheit von 41 %, die
eine andere Staatsform als besser ansieht als die jetzige Demokratie in Deutschland.
Diese Einsch�tzung hat sich offenbar auch auf die Einstellung zur Demokratie grund-
s�tzlich ausgewirkt. Haben im Jahr 2000 nur acht Prozent der Befragten im Osten
angegeben, dass eine andere Staatsform besser ist als die Demokratie, so sind das
2005 immerhin 22 %. Auch im Westen hat sich die Unterst�tzung der Demokratie
in Deutschland und die der Demokratie grunds�tzlich etwas verschlechtert, aber die
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positiven Einstellungen �berwiegen im Jahr 2005 immer noch deutlich: 71 % be-
trachten die jetzige Demokratie in Deutschland als die beste Staatsform und 85 %
die Demokratie grunds�tzlich als die beste Staatsform.

21.2 Zufriedenheit mit dem Funktionieren
der Demokratie in Deutschland

Die Frage nach der Akzeptanz der Staatsform bezieht sich vor allem auf das demo-
kratische Regime, so wie es durch die Verfassung implementiert ist. Im Unterschied
dazu richtet sich die Frage nach der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demo-
kratie in Deutschland auf die Wirklichkeit dieser Demokratie, so wie sie sich den B�r-
gern in der Wirkungsweise der demokratischen Institutionen und Verfahren einerseits
und den Handlungen der politischen Akteure andererseits darstellt.

Bei der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland l�sst sich
�ber den gesamten Zeitraum von 1991 bis 2004 eine nahezu gleich bleibende Dif-
ferenz zwischen West- und Ostdeutschen feststellen. Die B�rger aus dem Westen
sind deutlich zufriedener als die aus dem Osten (vgl. Abb. 1). �ber den gesamten
Zeitraum hinweg sind durchschnittlich 63 % der Westdeutschen und durchschnittlich
38 % der Ostdeutschen mit dem Funktionieren der Demokratie zufrieden. Die Fluk-

Abb. 1: Die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie, 1991–2004

Datenbasis: Eurobarometer 1991–2004.



tuationen sind im Zeitverlauf nahezu identisch. Das heißt, dass die B�rger in beiden
Teilen Deutschlands ganz �hnlich auf bestimmte Ereignisse reagierten – das aber auf
unterschiedlichem Niveau. Hinsichtlich der Struktur der Fluktuationen ist bemerkens-
wert, dass die Zufriedenheit mit der Demokratie zu den Bundestagswahlen in der
Regel ansteigt, aber danach wieder abf�llt. Auch das gilt f�r beide Teile Deutschlands
gleichermaßen.

21.3 Einstellung zum Sozialismus

Einer der Gr�nde f�r die kritische Haltung der B�rger der neuen Bundesl�nder gegen-
�ber der Demokratie in Deutschland ist, dass viele ein anderes Demokratiemodell
bef�rworten als jenes, welches in Deutschland realisiert ist. Das von ihnen pr�ferierte
Modell kann als eine sozialistische Demokratie bezeichnet werden. Es verbindet zent-
rale Vorstellungen einer liberalen Demokratie wie die Gew�hrleistung von Freiheits-
rechten und kompetitive Wahlen mit Vorstellungen einer ausgepr�gten sozialen
Gleichheit und Sicherheit sowie direkter B�rgerbeteiligung.

Um die Einstellung zu diesem Modell zu erfassen und um Assoziationen mit dem
realsozialistischen System der fr�heren DDR zu vermeiden, wird gefragt, ob der So-
zialismus eine gute Idee sei, die nur schlecht ausgef�hrt worden ist (vgl. Tab. 2). Auch
in diesem Falle zeigt sich eine Differenz zwischen West und Ost. �ber das gesamte
Jahrzehnt hinweg stimmen durchschnittlich 76 % der B�rger der neuen Bundesl�nder
der Aussage zu, dass der Sozialismus eine gute Idee sei. In den alten Bundesl�ndern
sind es im Durchschnitt 45 %.

Tab. 2: Sozialismus, 1991–2005

»Der Sozialismus ist im Grunde eine gute Idee,
die nur schlecht ausgef�hrt wurde.«

1991 1992 1994 1998 2000 2005

in %

West 40 43 44 43 51 46
Ost 76 73 81 76 76 74

Datenbasis: ALLBUS 1991, 1992, 1994, 1998, 2000; B�rger und Gesellschaft 2005.

21.4 Einstellungen zur Demokratie
in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen

In Tabelle 3 werden die bereits diskutierten Einstellungen zur Demokratie nach Ge-
schlecht, Alter, berufliche Stellung, ideologische Orientierung und Parteipr�ferenz auf-
gegliedert dargestellt. Im Westen sind die Unterschiede zwischen den verschiedenen
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Bevçlkerungsgruppen sowohl bei der Unterst�tzung der Demokratie in Deutschland
als auch bei der Demokratie grunds�tzlich nur gering. Lediglich die Arbeitslosen wei-
sen unterdurchschnittliche Werte auf. Aber auch diese Gruppe unterst�tzt mehr-
heitlich die Demokratie in Deutschland und die Demokratie grunds�tzlich. Außerdem
finden sich erwartbare Unterschiede bei der Einstellung zum Sozialismus. Die Links-
orientierten und die Anh�nger des B�ndnis 90/Die Gr�nen und – im geringeren Aus-
maße – die der SPD weisen eine deutlich positivere Einsch�tzung des Sozialismus
auf als die Rechtsorientierten und die Anh�nger der FDP und der CDU/CSU.

Im Osten lassen sich demgegen�ber einige deutlichere Unterschiede ausmachen,
vor allem was die Unterst�tzung der Demokratie in Deutschland anbetrifft. Unter
den Berufsgruppen weisen die Arbeitslosen die geringste Unterst�tzung auf und
die Selbstst�ndigen die grçßte. Aber im Unterschied zum Westen betrachten auch

Tab. 3: Einstellungen zur Demokratie verschiedener Bevçlkerungsgruppen

»Die Demokra-
tie ist die beste
Staatsform.«

»Die Demokra-
tie in Deutsch-
land ist die

beste Staats-
form.«

»Sozialismus
ist eine gute
Idee, die

schlecht aus-
gef�hrt wurde.«

»Zufriedenheit
mit dem Funk-
tionieren der
Demokratie in
Deutschland.«

2005 2005 2005 2004

West Ost West Ost West Ost West Ost

in %

Insgesamt 85 64 71 38 46 74 58 29
Geschlecht
M�nner 86 65 70 36 47 70 60 27
Frauen 85 64 71 39 45 77 55 30

Altersgruppen
18–34 Jahre 85 66 68 38 44 64 48 29
35–59 Jahre 85 62 70 37 47 75 61 26
�ber 60 Jahre 87 69 75 40 46 81 61 30

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 87 74 66 42 45 43 – –
Beamte 90 – 78 – 43 – – –
Angestellte 87 64 74 35 44 77 – –
Arbeiter 84 67 66 39 47 58 – –
Arbeitslose 74 60 59 31 51 80 – –
Rentner/Pension�re 86 68 72 40 46 81 – –

Ideologische Orientierung
Links 87 65 72 38 54 80 66 31
Mitte 85 65 68 36 43 67 60 30
Rechts 89 65 70 43 28 51 55 29

Parteipr�ferenz
PDS – 55 – 26 – 97 – –
B�ndnis 90/Die Gr�nen 85 71 60 55 61 62 – –
SPD 93 79 80 50 50 71 – –
FDP 86 79 72 28 28 67 – –
CDU/CSU 89 67 76 42 33 47 – –

Datenbasis: Eurobarometer 2004, B�rger und Gesellschaft 2005.



bei den Selbstst�ndigen weniger als die H�lfte die Demokratie in Deutschland als
die beste Staatsform. Hinsichtlich der Parteipr�ferenz zeigt sich bei den Anh�ngern
der PDS und der FDP eine erheblich negativere Einsch�tzung als bei den anderen
Parteianh�ngerschaften.

Neben diesen Unterschieden ist vor allem eine �hnlichkeit bemerkenswert, und zwar
die zwischen den Altersgruppen im Osten. Viele hatten erwartet, dass die J�nge-
ren von dem neueren demokratischen System gepr�gt seien und eine positivere
Haltung zu diesem System einnehmen w�rden. Diese positiven Sozialisationseffekte
sind aber auch 15 Jahre nach der deutschen Einheit noch nicht festzustellen. We-
der die Demokratie in Deutschland noch die Demokratie grunds�tzlich wird von den
J�ngeren besser beurteilt als von den anderen Altersgruppen. Etwas anders sieht
die Situation bei der Einstellung zum Sozialismus aus. Diese ist bei den J�ngeren we-
niger positiv als bei �lteren, allerdings sind auch in dieser Altersgruppe noch ca. zwei
Drittel der Meinung, dass der Sozialismus eine gute Idee sei, die nur schlecht aus-
gef�hrt wurde.

21.5 Rolle des Staates in der Sozialpolitik

Der Sozialstaat ist eine der Quellen der Legitimit�t der Demokratie in Deutschland. Seit
den 1990er-Jahren wird verst�rkt �ber die Finanzierungsprobleme des Sozialstaats
diskutiert und eswurden K�rzungen von Sozialleistungen verabschiedet. Die Frage ist,
wie die B�rger auf diese Entwicklungen reagieren: Reduzieren sie ihre Anspr�che an
den Sozialstaat oder halten sie weiterhin daran fest?

Als Kern des bundesrepublikanischen Sozialstaats wird die Absicherung der B�rger
bei Krankheit, Arbeitslosigkeit, im Alter und in Notsituationen bezeichnet. Die Frage,
ob die B�rger eine staatliche Zust�ndigkeit in diesen Bereichen bef�rworten, kann
deshalb als grunds�tzliche Zustimmung zu diesem Sozialstaat gewertet werden (vgl.
Tab. 4). In beiden Teilen Deutschlands ist diese Zustimmung sehr stark ausgepr�gt;
sie liegt imWesten bei durchschnittlich 86 % und wird vomOsten mit durchschnittlich
95 % sogar noch �bertroffen. Zwischen 1991 und 2004 nimmt im Westen die Zustim-
mung zur staatlichen Zust�ndigkeit kontinuierlich von 90 auf 82 % und im Osten von
99 auf 92 % ab. Auf der Ebene der grunds�tzlichen Zustimmung zum Sozialstaat gibt
es danach zwar erste, aber nur sehr schwache Anzeichen f�r eine Anspruchsreduk-
tion. Es zeichnet sich aber keine Ann�herung zwischen Ost- und Westdeutschen ab,
die Unterschiede sind relativ stabil.

Unter den Bevçlkerungsgruppen weisen in West- und Ostdeutschland die Selbstst�n-
digen die skeptischste Haltung zum Sozialstaat auf. Deren distanzierte Haltung hat
sich zwischen 2000 und 2004 noch verst�rkt. ImWesten l�sst sich im Jahr 2004 neben
den Selbstst�ndigen bei den Beamten und den FDP-Anh�ngern eine �berdurch-
schnittliche Abkehr vom Staat verzeichnen. Trotz dieser Skepsis kann man aber im-
mer noch von einem sozialstaatlichen Konsens sprechen, denn auch im Jahr 2004
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Tab. 4: Zust�ndigkeit des Staates f�r soziale Absicherung

»Der Staat muss daf�r sorgen, dass man auch bei Krankheit, Not,
Arbeitslosigkeit und im Alter ein gutes Auskommen hat.«

West Ost

1991 1994 2000 2004 1991 1994 2000 2004

in %

Insgesamt 90 87 85 82 99 97 93 92
Geschlecht
M�nner 91 85 83 79 99 96 90 91
Frauen 90 89 86 85 99 97 95 94

Altersgruppen
18–34 Jahre 94 92 91 87 100 97 93 92
35–59 Jahre 89 84 82 79 98 96 90 91
�ber 60 Jahre 88 87 85 81 98 99 96 94

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 83 74 75 66 98 83 83 77
Beamte 90 84 77 67 100 94 82 87
Angestellte 88 83 81 78 99 96 91 91
Arbeiter 96 92 89 88 98 100 90 91
Arbeitslose 96 93 91 87 99 99 96 96
Rentner/Pension�re 87 89 86 83 98 98 96 95

Ideologische Orientierung
Links 92 89 89 84 99 98 93 95
Mitte 90 88 84 81 99 96 92 92
Rechts 88 82 79 77 99 93 91 88

Parteipr�ferenz
PDS – – – – 100 99 92 96
B�ndnis 90/Die Gr�nen 90 89 86 83 99 98 91 91
SPD 93 91 87 85 98 96 94 92
FDP 85 80 77 72 98 92 86 86
CDU/CSU 87 83 80 77 100 97 89 88

Datenbasis: ALLBUS 1991, 1994, 2000, 2004.

spricht sich die �berwiegende Mehrheit der Selbstst�ndigen, Beamten und FDP-An-
h�nger f�r eine staatliche Zust�ndigkeit bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und im
Alter aus.

21.6 K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen

Bei der Frage nach der K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen geht es nicht
um eine grunds�tzliche Zustimmung zum Sozialstaat, sondern in erster Linie um die
Hçhe der Sozialleistungen. Vor allem dieser Aspekt steht im Mittelpunkt der gegen-
w�rtigen Diskussion zur Krise und Reform des Sozialstaats. Fragt man danach, ob die
Sozialleistungen in Zukunft gek�rzt werden sollen, ob sie so bleiben sollen wie bisher
oder ob sie ausgeweitet werden sollen, dann spricht sich im Jahr 2004 die Mehrheit in
Ost- und in Westdeutschland f�r die Beibehaltung des Status quo aus (vgl. Tab. 5). In



Tab. 5: K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen, 1994–2005

West Ost

1994 2000 2004 1994 2000 2004

in %

»Sozialleistungen ausweiten.« 28 21 17 71 46 42
»Sozialleistungen wie bisher.« 60 55 57 28 46 48
»Sozialleistungen k�rzen.« 12 24 26 1 8 10

Datenbasis: ALLBUS 1994, 2000, 2004.

Westdeutschland sind es 57 und in Ostdeutschland 48 %. Unterschiede zwischen
Ost- und Westdeutschland treten bei den beiden anderen Antwortalternativen – Aus-
weitung oder K�rzung von Sozialleistungen – zutage. In Ostdeutschland sprechen
sich 42 % f�r eine Ausweitung und lediglich 10 % f�r eine K�rzung von Sozialleis-

Tab. 6: K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen, 1994 und 2004

Sozialleistungen

Ausweiten K�rzen Ausweiten K�rzen

1994 2004 1994 2004 1994 2004 1994 2004

West Ost

in %

Insgesamt 28 17 12 26 71 42 1 10
Geschlecht
M�nner 23 15 14 29 63 33 1 13
Frauen 34 20 10 24 79 50 0 8

Altersgruppen
18–34 Jahre 35 20 10 28 74 41 0 18
35–59 Jahre 25 17 12 26 69 43 1 11
�ber 60 Jahre 24 14 15 25 75 41 1 4

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 8 11 29 47 49 23 6 29
Beamte 22 0 13 48 31 17 0 8
Angestellte 25 15 12 29 64 37 1 17
Arbeiter 29 21 9 15 72 34 0 7
Arbeitslose 56 24 3 11 85 66 0 3
Rentner/Pension�re 23 16 15 22 78 44 0 3

Ideologische Orientierung
Links 36 20 8 18 73 36 1 9
Mitte 27 15 11 27 72 46 1 11
Rechts 20 14 20 38 61 39 2 13

Parteipr�ferenz
PDS – – – – 82 42 0 5
B�ndnis 90/Die Gr�nen 38 15 5 18 68 29 1 9
SPD 30 18 8 19 74 27 1 12
FDP 25 15 15 44 68 38 0 24
CDU/CSU 18 12 18 35 55 39 2 18

Datenbasis: ALLBUS 1994, 2004.
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tungen aus. In Westdeutschland ist das Verh�ltnis umgekehrt: 26 % der Befragten
pr�ferieren eine K�rzung und lediglich 17 % eine Ausweitung von Sozialleistungen.

Zwischen 1994 und 2004 haben die Bundesb�rger ihre Haltung zur Hçhe der Sozial-
leistungen betr�chtlich ver�ndert. Im Westen hat sich der Anteil der Befragten, der
einer K�rzung von Sozialleistungen zustimmt, von 12 auf 26 % mehr als verdoppelt.
Gleichzeitig hat sich im Osten der Anteil derer, die sich f�r eine Ausweitung von Sozial-
leistungen aussprechen, von 71 auf 42 % deutlich reduziert. Ganz offenbar haben die
Bundesb�rger in den 1990er-Jahren ihre Anspr�che an die Hçhe der Sozialleistungen
reduziert. Diese Anspruchsreduktion stellt sich aber in beiden Landesteilen unter-
schiedlich dar. Im Westen sprechen sich mehr B�rger f�r eine Reduktion von Sozial-
leistungen aus, w�hrend im Osten vor allem der Anteil der B�rger sinkt, die eine Aus-
weitung von Sozialleistungen fordern.

Die Positionen der West- und Ostdeutschen haben sich bei der Hçhe der Sozialleis-
tungen zwischen 1994 und 2000 einander angen�hert. Diese Ann�herung hat sich
danach aber nicht weiter fortgesetzt. Trotz der tendenziellen Ann�herung sind die
Anspruchshaltungen in Ostdeutschland immer noch ausgepr�gter als in West-
deutschland.

Die Unterschiede zwischen den Bevçlkerungsgruppen sind bei der Hçhe der Sozial-
leistungen deutlich grçßer als bei der grunds�tzlichen Zustimmung zum Sozialstaat.
Das Muster ist allerdings �hnlich: In beiden Landesteilen sind es vor allem die Selbst-
st�ndigen und die Anh�nger der FDP, die sich �berdurchschnittlich stark f�r eine
K�rzung von Sozialleistungen aussprechen (Tab. 6). Außerdem lassen sich bei den
Beamten unterdurchschnittliche und bei den Arbeitslosen �berdurchschnittliche An-
spr�che an die Hçhe der Sozialleistungen ermitteln.

21.7 Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse

Die Bewertung der persçnlichen Alterssicherung oder Absicherung bei Invalidit�t und
im Krankheitsfall zeigt, wie zufrieden die B�rger mit den Ergebnissen der Sozialpolitik
sind (vgl. Tab. 7). Auch in dieser Hinsicht gibt es Unterschiede zwischen Ost undWest.
Im Jahr 2004 bewerteten 58 % imWesten, aber lediglich 48 % imOsten Deutschlands
die Ergebnisse der Sozialpolitik positiv. Allerdings waren die Unterschiede in den
vorangegangenen Jahren deutlich grçßer. Die Ann�herung zwischen beiden Landes-
teilen kommt vor allem durch die negative Einsch�tzung der Westdeutschen im Jahr
2004 im Vergleich zu den vorangegangenen Jahren zustande.

Obgleich seit Beginn der 1990er-Jahre relativ kontinuierlich Leistungsk�rzungen statt-
gefunden haben, ist erst seit dem Jahr 2000 sowohl in West- als auch in Ostdeutsch-
land eine Verschlechterung der Urteile festzustellen.

Etwas anders stellt sich dies f�r die j�ngeren Generationen dar. Die Rentenreform,
die vor allem Leistungsk�rzungen f�r die j�ngeren Generationen mit sich bringt, hat
offenbar dazu gef�hrt, dass in Ost- und Westdeutschland die 18- bis 34-J�hrigen



zwischen 1994 und 2004 ihre soziale Absicherung kontinuierlich schlechter beurtei-
len. Bei der Bewertung der sozialpolitischen Ergebnisse existiert deshalb eine Kluft
zwischen den Generationen. Diese Kluft zwischen den j�ngeren und �lteren Gene-
rationen ist in beiden Landesteilen �hnlich groß. Im Westen, wo durchschnittlich
47 % der 18- bis 34-J�hrigen und 79 % der �ber 60-J�hrigen mit ihrer Absicherung
zufrieden sind, betr�gt sie im Durchschnitt 32 Prozentpunkte, und im Osten, wo
durchschnittlich 39 % der 18- bis 34-J�hrigen und 68 % der �ber 60-J�hrigen zu
einem positiven Urteil kommen, betr�gt die Kluft im Durchschnitt 29 Prozentpunkte.

Neben den Angehçrigen der j�ngeren Generationen sind es auch noch die Ar-
beitslosen, die zu einer skeptischen Einsch�tzung ihrer Absicherung kommen. Diese
Gruppe weist mit durchschnittlich 39 % im Westen und 32 % im Osten Deutsch-
lands die niedrigsten Werte auf. Demgegen�ber sch�tzen neben den Rentnern und
Pension�ren die Beamten ihre Absicherung positiv ein, im Westen im Durchschnitt
86 und im Osten 76 %.

Tab. 7: Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse, 1994–2004

»Ausreichend gesichert im Alter,
vor Invalidit�t und im Krankheitsfall.«

West Ost

1994 2000 2004 1994 2000 2004

in %

Insgesamt 67 69 58 47 55 48
Geschlecht
M�nner 70 71 60 50 55 50
Frauen 65 66 57 44 56 47

Altersgruppen
18–34 Jahre 54 44 42 43 40 33
35–59 Jahre 71 71 58 44 49 44
�ber 60 Jahre 80 85 72 58 78 67

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 78 71 68 53 62 56
Beamte 93 80 84 69 71 87
Angestellte 68 67 61 47 51 49
Arbeiter 64 60 50 46 46 42
Arbeitslose 46 40 31 34 37 24
Rentner/Pension�re 78 86 70 55 77 66

Ideologische Orientierung
Links 62 62 53 44 53 47
Mitte 69 70 59 49 60 53
Rechts 74 78 66 51 50 46

Parteipr�ferenz
PDS – – – 37 42 48
B�ndnis 90/Die Gr�nen 58 60 54 39 31 47
SPD 69 67 59 53 68 73
FDP 77 77 60 60 63 46
CDU/CSU 78 75 66 64 63 53

Datenbasis: ALLBUS 1994, 2000, 2004.
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Die Analysen zu Demokratie und Sozialstaat f�hren zu gemischten Befunden. Die
B�rger haben ihre Anspr�che an den Sozialstaat reduziert und bei der Einsch�tzung
der Hçhe der Sozialleistungen und der Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse ist es in
den letzten Jahren zu einer gewissen Ann�herung der Sichtweisen von Ost- undWest-
deutschen gekommen. Die Demokratie als Staatsform wird von der �berwiegenden
Mehrheit der west- und ostdeutschen B�rger bef�rwortet. Demgegen�ber gibt es bei
der Beurteilung der Demokratie in Deutschland eine betr�chtliche Differenz zwischen
West- und Ostdeutschen. W�hrend die westdeutschen B�rger auch die Demokratie in
Deutschland als die beste Staatsform ansehen, sagt dies bei den ostdeutschen nur
eine Minderheit. Die Akzeptanz der Demokratie in Deutschland hat im Zeitverlauf
sogar noch abgenommen. Im Hinblick auf die Unterst�tzung der Demokratie in
Deutschland gibt es also immer noch eine gespaltene Gemeinschaft.

(Dieter Fuchs /Edeltraud Roller)

Weitere Informationen zum Thema Sozialleistungen siehe Teil I, Kap. 9.
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